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Kleine Anfrage 469 
 
des Abgeordneten Sven W. Tritschler   AfD 
 
 
 
Verkleinerung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
 
 
 
Der Chef der Staatskanzlei und Minister für Europa- und Medienangelegenheiten des Landes 
Sachsen-Anhalt, Rainer Rombra (CDU) hat in einem Interview mit der Mitteldeutschen Zeitung 
(Ausgabe vom 17.10.2017) eine Abschaffung des ARD-Programms „Das Erste“ als nationales 
Vollprogramm gefordert. 
 
Wörtlich erklärte er: „Das Erste wäre dann mittelfristig kein nationaler Sender mehr, sondern 
das Schaufenster der Regionen. Es soll das Beste aus Mitteldeutschland zeigen, aus dem 
Norden, aus allen Ländern.“ 
 
Die entsprechenden Aufgaben solle dann dass Zweite Deutsche Fernsehen übernehmen. Auf 
die Frage, wer dann zukünftig Programme wie das „Kanzlerduell“ übertragen solle, erklärte 
der Minister weiter: „Das wäre dann die Aufgabe des ZDF. Das Erste soll präsentieren, was in 
den Ländern läuft. Wenn man dafür mehr Freiraum schafft, gewinnt die Bundesrepublik 
Deutschland insgesamt.“  
 
 
Ich frage daher die Landesregierung: 
 
1. Unterstützt die Landesregierung den Vorschlag von Herrn Minister Rombra? 
 
2. Wenn nein, welchen Sinn hat nach Auffassung der Landesregierung die 

Aufrechterhaltung zweier getrennter nationaler Fernsehanstalten? 
 
3. Teilt die Landesregierung die im selben Interview geäußerte Auffassung von Herrn 

Rombra, wonach der Rundfunkbeitragssatz mittelfristig nicht steigen darf? 
 
4. Falls Frage 3 negativ beantwortet wurde: Welcher Betragssatz wäre nach Auffassung 

der Landesregierung jeweils bis zu den Jahren 2021, 2025 und 2030 vertretbar? 
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5. Falls Frage 3 bejaht wurde: Teilt die Landesregierung die Auffassung von Herrn Minister 
Rombra, wonach die bisher von den Rundfunkanstalten gemachten Sparvorschläge 
nicht ausreichen, um einen stabilen Beitragssatz zu gewährleisten und wenn ja, welche 
Einsparmaßnahmen würde die Landesregierung vorschlagen? 

 
 
 
Sven W. Tritschler 


